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ZUSAMMENFASSUNG
Die Armutsgefährdungsquote, ein zentraler Indikator zur Analyse der Ein-
kommensverteilung, gewinnt im Kontext wirtschaftlicher Prognosen zuneh-
mend an Bedeutung. Die jüngsten Krisen, darunter die COVID-19-Pandemie 
und der Ukraine-Krieg, sowie staatliche Hilfsmaßnahmen haben die Einkom-
mensdynamik der Haushalte erheblich beeinflusst. Paradoxerweise kann die 
Armutsgefährdungsquote in wirtschaftlichen Aufschwungphasen steigen und 
in Abschwüngen sinken. Simulationen für Österreich zeigen, dass gleichmäßige, 
proportionale Lohnsteigerungen unter sonst gleichen Bedingungen die Armuts-
gefährdungsquote tendenziell erhöhen, während proportionale Pensionser-
höhungen diese leicht senken. Diese Effekte werden wesentlich durch die Zu-
sammensetzung der Haushaltseinkommen entlang der Einkommensverteilung 
beeinflusst, die wiederum stark von demografischen Haushaltsmerkmalen und 
der Erwerbsbeteiligung abhängen.
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1. Einleitung

Seit 2024 prognostiziert das Österreichische Institut für Wirtschaftsforschung 
( WIFO) im Rahmen seiner vierteljährlichen Konjunkturprognose zwei Indikatoren 
der Einkommensverteilung: die Armutsgefährdungsquote und das Einkommens-
quintilverhältnis S80/S20 (Ederer et al. 2024). Die multiplen Krisen seit 2020, dar-
unter die COVID-19-Pandemie und das Kriegsgeschehen in der Ukraine, haben die 
Nachfrage nach einer differenzierten Analyse der Einkommensverteilung deutlich 
erhöht (Levy 2023). Gleichzeitig erschwerten sie die Erstellung von Prognosen, da 
diese Krisen mit einer hohen Dynamik auf den Arbeitsmärkten, einer schwanken-
den Wirtschaftsleistung und einer stark steigenden Inflation einhergingen. Die Re-
aktion der Politik in Österreich auf diese Entwicklungen war durch ein beispielloses 
Ausmaß an Unterstützungsmaßnahmen geprägt, darunter etwa direkte Unterneh-
menshilfen, Kurzarbeit, Einmalzahlungen an private Haushalte und Energiekos-
tenzuschüsse. Ergänzend wurden auch strukturelle Maßnahmen umgesetzt, wie 
die teilweise Abschaffung der kalten Progression und die Valorisierung einer Rei-
he von Sozialleistungen, darunter die Familienbeihilfe. Diese Interventionen hat-
ten erhebliche Auswirkungen auf die Verteilung der verfügbaren Einkommen der 
Privathaushalte (Baumgartner et al. 2020; Budgetdienst 2022a, 2022b, 2023; Fink/
Rocha-Akis 2024; Mayrhuber et al. 2020) und damit auch auf wesentliche Ungleich-
heits- und Armutsindikatoren.

Eine zentrale international anerkannte und vergleichbare Armuts- bzw. Vertei-
lungskennzahl, die von Organisationen wie Eurostat und der OECD verwendet 
wird, ist die „Armutsgefährdungsquote“ (AROP1), die Personen als armutsgefähr-
det definiert, wenn sie in einem Haushalt leben, dessen äquivalisiertes verfügba-
res Einkommen weniger als 60 % des nationalen äquivalisierten Medianeinkom-
mens beträgt.2 Wie Jenkins (2020) zeigt, blieben die Armutsgefährdungsquoten in 
den meisten EU-Ländern, darunter auch Österreich, in den 20 Jahren vor 2015 – so-
wohl vor als auch nach der Finanzkrise 2008/2009 – weitgehend stabil oder stiegen 
leicht an. Auch nach 2015 zeigte die Armutsgefährdung in Österreich lange Zeit ei-
ne stabile Entwicklung.

Bei der Prognose der Armutsgefährdungsquote, etwa im Rahmen von Konjunktur-
prognosen, spielen makroökonomische Entwicklungen eine zentrale Rolle (Navicke 
et al. 2014; Sologon et al. 2023). In der Rezeption von Prognoseergebnissen und Ex-
ante-Analysen zu Maßnahmen im Bereich des Steuer- und Transfersystems zeigt 
sich häufig die Erwartung, dass mit einer positiven Wirtschafts- und Einkommens-
entwicklung automatisch eine sinkende Armutsgefährdung einhergeht. Tatsächlich 

1 AROP ist die Abkürzung für den englischen Begriff „At Risk of Poverty“.
2 Das Äquivalenzeinkommen ist ein Pro-Kopf-Einkommen, das den Lebensstandard eines 

Haushaltsmitglieds abbildet, als wäre es alleinlebend.
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sind Veränderungen der Armutsgefährdung mitunter komplexer und nicht immer 
intuitiv. Entscheidend ist, ob und in welchem Ausmaß Personen durch die wirtschaft-
lichen Entwicklungen Einkommenszuwächse oder -einbußen erfahren und wo sie 
entlang der Einkommensverteilung positioniert sind.

Die prognostizierte Armutsgefährdungsquote wird dabei maßgeblich durch das Zu-
sammenspiel makroökonomischer Faktoren wie Beschäftigung, Arbeitslosigkeit, In-
flation, Lohnentwicklung und staatlicher Umverteilung beeinflusst. Diese Faktoren 
prägen die Verteilung der verfügbaren Einkommen und deren Dynamik. Je nach Art, 
Ausmaß und Verteilung der Veränderungen fällt der Effekt unterschiedlich aus. Da-
rüber hinaus spielen auch die Haushaltsgröße und die Zusammensetzung der Ein-
kommen innerhalb der Haushalte eine wesentliche Rolle.

Da die Armutsgefährdungsquote nicht nur von der Einkommensentwicklung der 
einkommensschwächsten Haushalte, sondern auch maßgeblich von der Entwicklung 
des Medianeinkommens beeinflusst wird, kann sie in wirtschaftlichen Abschwung-
phasen paradoxerweise sinken – insbesondere, wenn Menschen entlang eines wei-
ten Spektrums der Einkommensverteilung betroffen sind. Umgekehrt können Pha-
sen des wirtschaftlichen Aufschwungs oder Steuerreformen, die die Abgabenlast 
senken, zu einem Anstieg der Armutsgefährdungsquote führen (Fink/Rocha-Akis 
2020; Jenkins 2018; Jenkins et al. 2012; Rocha-Akis 2015).

Anhand hypothetischer Lohn- und Pensionserhöhungen zeigen wir, wie Unterschie-
de in den Wachstumsraten einzelner Einkommenskomponenten die Armutsgefähr-
dungsquote beeinflussen. Die Analyse stützt sich auf Simulationen mit dem Steuer-
Transfer-Mikrosimulationsmodell EUROMOD und untersucht die Auswirkungen 
isolierter proportionaler Einkommenssteigerungen auf die Verteilung der verfüg-
baren Einkommen in Österreich. Die Ergebnisse zeigen, dass Lohnerhöhungen die 
Armutsgefährdungsquote tendenziell erhöhen, während Pensionserhöhungen die 
Armutsgefährdungsquote leicht senken.

Der Beitrag gliedert sich wie folgt: Abschnitt 2 führt in das Konzept der Armutsge-
fährdungsquote ein und diskutiert zentrale Kritikpunkte. Das Niveau und die Ent-
wicklung der Armutsgefährdungsquote in Österreich werden in Abschnitt 3 näher 
betrachtet. Abschnitt 4 beleuchtet die Prognoseergebnisse zur Armutsgefährdungs-
quote und deren Entwicklung im Zusammenhang mit den beiden quantitativ bedeu-
tendsten Komponenten des verfügbaren Einkommens – den Löhnen und Gehältern 
sowie den Pensionen. Abschnitt 5 beschreibt die verwendeten Daten und die Metho-
de, bevor Abschnitt 6 die Simulationsergebnisse präsentiert. Abschließend fasst Ab-
schnitt 7 die wesentlichen Ergebnisse zusammen.
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2. Was misst die Armutsgefährdungsquote?

Armut und Armutsgefährdung hängen stark von den Ressourcen ab, die einem Haus-
halt effektiv zur Verfügung stehen, um grundlegende Bedürfnisse zu decken. Das 
verfügbare Einkommen ist ein wesentlicher Indikator für den Lebensstandard, da es 
das tatsächliche Einkommen widerspiegelt, das Haushalten nach Berücksichtigung 
der Markteinkommen (Erwerbs- und Kapitaleinkommen) sowie privater Transfers 
und nach Abzug von Steuern und Sozialbeiträgen sowie nach Einbeziehung von So-
zialleistungen bleibt.

Die Armutsgefährdungsquote zählt zur Foster-Greer-Thorbecke(FGT)-Klasse von 
Armutsmaßen (Foster et al. 1984, 2010). Die FGT-Klasse ist eine analytische Familie 
von Indikatoren, die häufig auf Basis von verfügbaren Einkommen berechnet wer-
den und Armut in unterschiedlichen Dimensionen (Inzidenz, Tiefe und Intensität) 
messen. Die FGT-Maße werden allgemein durch folgende Formel dargestellt:

Dabei steht N für die Anzahl der Personen in der Bevölkerung, q für die Anzahl der 
Personen unterhalb der Armutsschwelle (z) und yi für das Einkommen der i-ten be-
troffenen Person. Der Sensitivitätsparameter α bestimmt, wie sensitiv das Maß ge-
genüber der Einkommensverteilung unterhalb der Schwelle ist. Niedrige Werte fo-
kussieren auf die Anzahl armer Personen (Armutsinzidenz), höhere Werte betonen 
stärker die Armutslücke und die Intensität der Armut. Für α = 0 ergibt sich aus der 
FGT-Formel die Armutsquote, also wie viele Personen bei gegebener Armutsschwel-
le z als arm gelten in Relation zur Bevölkerung. Für α = 1 ergibt sich die Armutslücke 
(„poverty gap index“) und für α = 2 die Armutsintensität („poverty severity“) bezo-
gen auf die Gesamtbevölkerung. Die Armutsgefährdungslücke, wie sie etwa die Sta-
tistik Austria berichtet (Eurostat 2024b), weicht vom FGT1-Index insofern ab, als sie 
die Lücke als Median der individuellen relativen Abweichungen der Äquivalenzein-
kommen der Armutsgefährdeten von der Armutsgefährdungsschwelle angibt. Die 
Summe der absoluten Abweichungen der Äquivalenzeinkommen armutsgefährde-
ter Personen von der Armutsgefährdungsschwelle entspricht dem (äquivalisierten) 
Mindestbetrag, der erforderlich wäre, um Armutsgefährdung vollständig zu besei-
tigen. Die Armutsintensität bzw. der FGT2-Index berücksichtigt zusätzlich die Un-
gleichheit innerhalb der armutsgefährdeten Bevölkerung. Je höher die Armutslü-
cke einer Person, desto höher ist ihr Gewicht bei der Bestimmung des FGT2-Index.

Die Armutsgefährdungsquote ist eine FGT0-Kennzahl, wobei sie mit äquivalisier-
ten Einkommen operiert und gemäß der Eurostat-Definition eine Armutsgefähr-
dungsschwelle von 60 % des Medianäquivalenzeinkommens verwendet. Das Medi-
aneinkommen, als zentraler Punkt der Einkommensverteilung, spiegelt die Mitte 
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der Gesellschaft wider und dient als Bezugspunkt, da es robuster gegenüber extre-
men Werten wie sehr hohen Einkommen ist als das Durchschnittseinkommen. Diese 
relative Definition der Schwelle ermöglicht es, Armut in Bezug auf den allgemeinen 
Lebensstandard und die Einkommensverteilung innerhalb einer Gesellschaft zu be-
trachten. Die Verwendung von äquivalisiertem Einkommen berücksichtigt Unter-
schiede in der Haushaltsgröße und -zusammensetzung. Hierbei wird das Haushalts-
einkommen mit einer Äquivalenzskala – oft mit der modifizierten OECD-Skala bzw. 
EU-Skala3 – gewichtet. Die Äquivalisierung ist erforderlich, da Haushalte mit un-
terschiedlicher Mitgliederzahl und Altersstruktur unterschiedliche Einkommens-
niveaus benötigen, um denselben Lebensstandard zu erzielen. Diese Anpassung er-
möglicht eine vergleichbare Betrachtung von Haushalten unterschiedlicher Größe 
und Struktur und verdeutlicht, welche Bevölkerungsgruppen einem erhöhten Ar-
mutsrisiko ausgesetzt sind.

Die 60-%-Marke wird häufig als Referenzwert herangezogen, um zu zeigen, wer im 
Vergleich zum mittleren Einkommen deutlich schlechter gestellt ist. Sie wird als 
Schwelle betrachtet, unterhalb derer es herausfordernd wird, einen angemessenen 
Lebensstandard aufrechtzuerhalten und aktiv am gesellschaftlichen Leben teilzu-
nehmen, da Betroffene möglicherweise erhebliche Probleme haben, ihre grundle-
genden Bedürfnisse zu erfüllen (European Commission 2004).

Im Zuge der jüngsten Krisen ist die Diskussion über die begrenzte Aussagekraft 
der Armutsgefährdungsquote hinsichtlich tatsächlicher Armutsbetroffenheit in 
den Fokus gerückt (Badelt/Heitzmann 2023; Fink et al. 2022). Die Kritik an der Ar-
mutsgefährdungsquote ist in der akademischen Diskussion nicht neu und wird 
auch von statistischen Ämtern seit Langem geführt (Atkinson 2019; Banerjee/Duflo 
2011; Lamei/Till-Tentschert 2005; Sen 1976; World Bank Group 2016). Ein zentraler 
Kritikpunkt ist die unidimensionale Messung, bei der Armut ausschließlich über 
die relative Einkommensposition definiert wird. Dabei bleiben wesentliche Aspek-
te unbeachtet, wie beispielsweise Unterschiede in den Lebenshaltungskosten, die 
dazu führen können, dass Menschen mit ähnlichem Einkommen unterschiedlich 
stark von finanzieller Prekarisierung betroffen sind (Menyhert 2022). Auch Vermö-
gen wird in der Berechnung nicht berücksichtigt, obwohl es dazu beitragen kann, 
Einkommensverluste abzufedern und den Lebensstandard zu stabilisieren (Kuy-
pers/Marx 2018). Zudem basiert die offizielle Armutsgefährdungsquote auf Quer-
schnittsdaten und zeigt, wie viele Personen in einem bestimmten Jahr betroffen 
sind. Eine wichtige ergänzende Frage ist, wie lange diese Personen in Armut blei-
ben und ob sie es schaffen, diesen Zustand zu überwinden. Kurzfristige Armut hat 
geringere Auswirkungen auf die Lebensbedingungen, da Ersparnisse, Vermögen 
oder finanzielle Unterstützung vorübergehende wirtschaftliche Schwierigkeiten 

3 Diese Skalen schreiben dem ersten erwachsenen Haushaltsmitglied ein Gewicht von 1, jedem weite-
ren eines von 0,5 und jedem Kind (bis 13 Jahre) eines von 0,3 zu.
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abfedern können. Dauert oder wiederholt sich Armut jedoch, schwinden die Er-
sparnisse, und die Auswirkungen auf Lebensqualität, Gesundheit und soziale Teil-
habe werden gravierender (Corcoran 1995; Franzen/Bahr 2024; Holmes/Kiernan 
2013; Whelan et al. 2003). 

Ungeachtet der Kritik an der unidimensionalen Messung der Armutsgefährdungs-
quote und ihrer beschränkten Aussagekraft zur Armutsbetroffenheit im Sinne von 
Deprivation bleibt sie ein zentraler Indikator für die Einkommensverteilung, da sie 
wichtige Aspekte ökonomischer Ungleichheit sichtbar macht. Ihre Stärke liegt darin, 
dass sie die relative Einkommenssituation der Bevölkerung im Vergleich zur gesell-
schaftlichen Mitte berücksichtigt. Dies macht sie zu einem unverzichtbaren Instru-
ment, um das Ausmaß und die Tiefe der Armutsgefährdung sowie deren Verände-
rungen zu bewerten und internationale Vergleiche zu ermöglichen.

Für die Prognose der Armutsgefährdungsquote sind vor allem die makroökono-
mischen Variablen entscheidend, die Einfluss auf die verfügbaren Einkommen der 
Haushalte nehmen, wie Wirtschaftswachstum und Beschäftigung. Studien zum Zu-
sammenhang zwischen Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und relativer Armuts-
gefährdung in europäischen Ländern zeigen gemischte Ergebnisse. Einige Studien 
(Bosco 2019; Franzen/Bahr 2024) berichten, dass Einkommenswachstum die Ar-
mutsgefährdung verringert, während andere (Caminada et al. 2012; Duiella/Turrini 
2014) keinen Zusammenhang zwischen BIP-Wachstum und relativer Armut feststel-
len können. Auch das Beschäftigungswachstum hat nicht immer klare Auswirkun-
gen auf die Armutsgefährdungsquote, insbesondere wenn es vorwiegend im Nied-
riglohnbereich stattfindet. Cantillon (2011) findet in einer Analyse von 27 Ländern 
keinen Zusammenhang zwischen Beschäftigungswachstum und relativer Armut. 
Marx et al. (2012) zeigen in einer Simulation, dass ein Anstieg der Beschäftigungs-
quote zwar in einigen Szenarien die Armutsgefährdung senken kann, dieser Effekt 
jedoch ausbleibt, wenn das Wachstum primär den Niedriglohnsektor betrifft. Weite-
re Studien belegen, dass nach der Finanzkrise Beschäftigungszuwächse im Niedrig-
lohnbereich in vielen Ländern keine Verringerung der Armutsgefährdung zur Folge 
hatten (Brülle et al. 2019; Gábos et al. 2019). Im Gegensatz dazu zeigen Untersuchun-
gen zu Sozialausgaben, dass eine Erhöhung dieser Ausgaben in der Regel mit einer 
Reduktion der relativen Armutsgefährdungsquote einhergeht (Bosco/Poggi 2020; 
Caminada et al. 2012; Cammeraat 2020; Franzen/Bahr 2024; Jenkins 2000). Insgesamt 
hängt die Auswirkung von Wirtschaftswachstum auf die Armutsgefährdungsquote 
davon ab, ob es einkommensschwächere Gruppen erreicht und in Sektoren mit ho-
hem Beschäftigungspotenzial stattfindet. Zudem spielen die Bevölkerungsstruktur, 
die Arbeitsmarktintegration und die Gestaltung sozialer Sicherungssysteme eine 
entscheidende Rolle dabei, wie stark sich Wachstum auf die Armutsgefährdungs-
quote auswirkt (Jenkins 2020).
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3. Armutsgefährdung in Österreich

In Österreich galten gemäß den aktuellen EU-SILC-Daten4 (2023) im Jahr 2022 rund 
1,3 Mio. Personen als armutsgefährdet (Statistik Austria 2024). Die Armutsgefähr-
dungsquote lag bei 14,9 %. Im internationalen Vergleich zählt Österreich damit zu 
den Ländern mit unterdurchschnittlicher Armutsgefährdung. Innerhalb der EU 
liegt Österreich unterhalb des Unionsschnitts von 16,2 % (2022). Estland und Litauen 
verzeichneten mit 22,5 % die höchste Armutsgefährdungsquote, während Tschechi-
en mit 9,8 % die niedrigste aufwies.5 Mit Ausnahme der rezentesten Jahre, die durch 
multiple Krisen geprägt waren, war die Armutsgefährdung in Österreich lange Zeit 
stabil bis rückläufig (Abbildung 1).

Abbildung 1: Armutsgefährdungsquote 1994–2022

Quelle: Eurostat (2024a), eigene Darstellung. – Vor 2001 Daten des EHCP, ab 2002 Daten der EU-SILC. 
Datenbruch 2007 (vertikale Linie) durch Einbeziehung administrativer Einkommensdaten (Angel et al. 
2018 u. 2019; Statistik Austria 2014).

4 EU-SILC (European Community Statistics on Income and Living Conditions) ist eine Statistik zu 
Einkommen und Lebensbedingungen von Privathaushalten in Europa und bildet die Grundlage für 
die Europäische Sozialstatistik (siehe Abschnitt 5).

5 Die von Eurostat und Statistik Austria veröffentlichten Armutsgefährdungsquoten auf Basis von 
EU-SILC beziehen sich stets auf das vorherige Kalenderjahr (Einkommensreferenzjahr). Die auf 
Basis von EU-SILC 2023 ermittelte Armutsgefährdung beschreibt also die Armutsgefährdungslage 
des Jahres 2022. Im Gegensatz dazu beziehen sich die in diesem Artikel dargestellten 
Armutsgefährdungsquoten direkt auf das Jahr, für das die Einkommensvariablen im EU-SILC 
erhoben wurden. Es handelt sich daher um die Armutsgefährdungsquote und die Einkommen des 
jeweiligen Einkommensreferenzjahres.
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Die Betroffenheit von Armutsgefährdung und materieller Deprivation ist dabei 
nicht zufällig. Es zeigen sich persistente Armuts(gefährdungs)lagen für einige Be-
völkerungsgruppen, darunter Sozialhilfebeziehende, Arbeitslose, Personen in Ein-
Eltern-Haushalten oder in Haushalten mit drei und mehr Kindern sowie Nicht-EU- 
oder -EFTA-Staatsbürger:innen (Heitzmann/Pennerstorfer 2025; Mayrhuber et al. 
2023; Statistik Austria 2024).

Aufgrund ihrer konzeptionellen Ausgestaltung wird die Armutsgefährdungsquo-
te und deren Entwicklung maßgeblich durch die Dynamik des medianen Einkom-
mens und der Armutsgefährdungsschwelle bestimmt. Dabei ist nicht nur von Bedeu-
tung, wessen Einkommen unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle liegt, sondern 
auch, in welchem Ausmaß die Einkommen derjenigen, die knapp unter- und ober-
halb der Schwelle liegen, von dieser entfernt sind. Je mehr Personen sich in unmit-
telbarer Nähe zur Schwelle befinden – sowohl darunter als auch darüber – desto 
stärker kann sich die Armutsgefährdung in ihrer Dynamik zeigen. Bereits geringe 
Veränderungen des Medianeinkommens können dann ausreichen, um Personen ent-
weder über die Schwelle zu heben oder sie unter diese zu drücken. Die Verteilung 
der Einkommensarten entlang der Dezile verdeutlicht dabei, wie unterschiedlich 
Haushalte auf verschiedene Einkommensarten angewiesen sind. Es zeigt sich mit 
zunehmendem verfügbarem Einkommen eine Zunahme der Abhängigkeit von un-
selbstständigen Erwerbseinkommen und ein leichter Rückgang der Abhängigkeit 
von öffentlichen Pensionen. Personen, deren Haushaltseinkommen hauptsächlich 
von sonstigen Transferleistungen abhängt, sind stark in den unteren beiden Dezi-
len konzentriert (Abbildung 2).

Im direkten Vergleich der armutsgefährdeten Bevölkerung (Gruppe A in Abbildung 
2) mit den 10 % der Bevölkerung, die sich je zur Hälfte unter bzw. über dem Median 
der verfügbaren Äquivalenzeinkommen befinden (Gruppe M in Abbildung 2), wer-
den die deutlichen Unterschiede in der Bedeutung der Einkommensarten sichtbar. 
Während die „Mitte der Gesellschaft“ stark von unselbstständigen Einkommen ab-
hängt – für 68 % der Personen ist dies die Haupthaushaltseinkommensart6 –, sind 
für Armutsgefährdete Einkommen aus unselbstständiger Beschäftigung und öffent-
liche Geldleistungen mit jeweils rund 29 % gleichermaßen bedeutend. Pensionsein-
kommen spielen für Armutsgefährdete mit rund 26 % eine größere Rolle als für die 
Mediangruppe (21 %). Gleichzeitig liegt die durchschnittliche äquivalisierte Brutto-
pension innerhalb der Gruppe der Armutsgefährdeten bei etwa 60 % und der durch-
schnittliche äquivalisierte Bruttolohn bei rund 46 % des Wertes der Mediangruppe.

6 Eine Einkommensart (unselbstständiges Einkommen, andere Markteinkommen, öffentliche 
Pensionen, andere öffentliche Geldleistungen) gilt als Haupteinkommensart, wenn sie mehr als 50 % 
des gesamten Haushaltseinkommens vor Abgaben ausmacht. Liegt der Anteil aller Einkommensarten 
jeweils unter 50 % des Bruttogesamteinkommens eines Haushalts, wird keine Haupteinkommensart 
definiert.
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Abbildung 2: Zusammensetzung der Einkommensdezile nach Haupteinkommens-
arten der Haushalte

Quelle: EUROMOD, eigene Berechnungen. – Eine Einkommensart (unselbstständiges Einkommen [USB-
Einkommen], andere Markteinkommen, öffentliche Pensionen, andere öffentliche Geldleistungen [andere 
Transfers]) gilt als Haupteinkommensart, wenn sie mehr als 50 % des gesamten Haushaltseinkommens 
vor Abgaben ausmacht. Liegt der Anteil aller Einkommensarten jeweils unter 50 % des Bruttogesamt-
einkommens eines Haushalts, wird keine Haupteinkommensart definiert. – Gruppe 1 bis 10: jeweiliges 
Einkommensdezil der verfügbaren Äquivalenzeinkommen; Gruppe G: Gesamtbevölkerung; Gruppe A: 
Armutsgefährdete; Gruppe M: 10 % der Bevölkerung, die sich zu je 5 % unter- bzw. oberhalb des Medians 
der verfügbaren Äquivalenzeinkommen befinden.

Im ersten Dezil leben 34,3 % der Personen in Haushalten, deren Haupteinkommens-
art Transferleistungen sind. 26,6 % leben in Haushalten, in denen unselbstständiges 
Einkommen dominiert, und 21,9 % in Haushalten, deren Haupteinkommen aus Pen-
sionen stammt. Im zweiten Dezil, in dem die Armutsgefährdungsschwelle (15.931 Eu-
ro) liegt, steigt der Anteil der Personen, die in Haushalten mit unselbstständigem 
Einkommen als Haupteinkommensart leben, auf 43,7 %, während der Anteil derjeni-
gen, deren Haushaltseinkommen überwiegend aus Transferleistungen stammt, auf 
13,5 % sinkt. Pensionen bleiben mit einem Anteil von 30,9 % weiterhin eine bedeuten-
de Haupteinkommensart. Dies verdeutlicht, dass Haushalte knapp oberhalb oder un-
terhalb der Armutsgefährdungsschwelle bereits in einem hohen Grad von Erwerbs-
einkommen und Pensionen abhängen. Änderungen der Armutsgefährdungsschwelle 

– etwa infolge von Änderungen des medianen verfügbaren Einkommens – können 
diese Haushalte besonders stark betreffen, da sie empfindlich auf kleine Verschiebun-
gen der Armutsgefährdungsgrenze relativ zu ihrem eigenen Einkommen reagieren.

In den mittleren Dezilen (3–6) bleibt der Anteil der Personen in Haushalten, die 
überwiegend von Pensionen leben, mit 21–25 % stabil, während der Einfluss der 
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Sozialleistungen weiter abnimmt. Ab dem dritten Dezil stellen unselbstständige Ein-
kommen die dominierende Einkommensart dar: Zwischen 57 % (drittes Dezil) und 
73 % (achtes Dezil) der Personen leben in Haushalten, deren Haupteinkommen aus 
unselbstständiger Arbeit stammt.

Anhand der geschätzten Dichtefunktion des verfügbaren Äquivalenzeinkommens 
lässt sich erkennen, dass eine Verschiebung der Armutsgefährdungsschwelle je 
nach Einkommensverteilung der einzelnen Gruppen sehr unterschiedliche Aus-
wirkungen haben kann (Abbildung 3). Veränderungen in den Löhnen, Pensionen 
sowie in den Abgaben wie Sozialbeiträgen und Lohnsteuern können das mediane 
verfügbare Einkommen erheblich beeinflussen und somit Auswirkungen auf die 
Armutsgefährdungsschwelle haben. Besonders betroffen sind jedoch Haushalte, de-
ren Haupteinkommen aus Transfers ohne Pensionen stammt. Diese Haushalte sind 
zwar nicht direkt von Veränderungen ihres Einkommens betroffen, da sich ihr Ein-
kommen nur wenig oder gar nicht verändert. Sie sind jedoch (indirekt) stärker be-
troffen, indem sie aufgrund einer Verschiebung der Armutsgefährdungsschwelle 
in einem stärkeren Ausmaß unter oder über die Schwelle rutschen, wenn sich das 
Medianeinkommen verändert.

Abbildung 3: Geschätzte Dichtefunktion des verfügbaren Äquivalenzeinkommens 
nach Haupteinkommensart im Basisszenario

Quelle: EUROMOD, eigene Berechnungen. – Eine Einkommensart (unselbstständiges Einkommen [USB-
Einkommen], andere Markteinkommen, öffentliche Pensionen, andere öffentliche Geldleistungen [andere 
Transfers]) gilt als Haupteinkommensart, wenn sie mehr als 50 % des gesamten Haushaltseinkommens 
vor Abgaben ausmacht. Liegt der Anteil aller Einkommensarten jeweils unter 50 % des Bruttogesamtein-
kommens eines Haushalts, wird keine Haupteinkommensart definiert. – Geschätzte Dichte für Werte des 
verfügbaren Äquivalenzeinkommens ab 4.000 Euro nicht dargestellt.
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Während eine Verringerung des Medianeinkommens in der Regel Haushalte mit 
überwiegend Transfereinkommen über die Armutsgefährdungsschwelle hebt, kön-
nen signifikante Erhöhungen des Medianeinkommens dazu führen, dass Haushal-
te mit Erwerbs- oder Pensionseinkommen als Haupteinkommensart vermehrt un-
ter die Armutsgefährdungsschwelle rutschen. Dies liegt daran, dass bei steigenden 
Einkommen diese Haushalte zahlenmäßig (im Vergleich zu Haushalten mit Trans-
fereinkommen) zunehmen. Die Auswirkungen hängen jedoch davon ab, wie stark 
das verfügbare Einkommen der einzelnen Gruppen tatsächlich steigt. In jedem Fall 
nimmt mit dem Ausmaß der Erhöhung des Medianeinkommens die Wahrscheinlich-
keit zu, dass auch Haushalte mit überwiegendem Erwerbs- oder Pensionseinkom-
men unter die Armutsgefährdungsschwelle fallen.

4. Prognose der Armutsgefährdungsquote

Im Dezember 2024 veröffentlichte das WIFO die vierte Konjunkturprognose, die 
auch Schätzungen zur Armutsgefährdungsquote und zum Einkommensquintil-
verhältnis beinhaltet. Aufgrund zeitlicher Verzögerungen bei der Verfügbarkeit 
von Einkommensdaten wurden beide Indikatoren im Rahmen eines „Nowcastings“ 
auch für das Jahr 2023 prognostiziert (Ederer et al. 2024).7 Demnach wird ein An-
stieg der Armutsgefährdungsquote von 14,9 % im Jahr 2022 auf 15,4 % im Jahr 2023 
erwartet (Tabelle 1). Für 2024 wird eine Stagnation der Quote prognostiziert, bevor 
sie im Jahr 2025 auf 15,8 % steigt und 2026 auf 15,2 % sinkt.

Das kräftige nominale Lohnwachstum der Jahre 2022 und 2023, das maßgeblich durch 
die hohe Inflation getrieben wurde (Schiman-Vukan 2023), führte zu einer zwischen 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen divergierenden Einkommensentwicklung. 
Insbesondere Personen, deren Lebensunterhalt überwiegend aus unselbstständi-
gen Erwerbseinkommen bestritten wird, profitierten in diesen beiden Jahren stär-
ker als Pensionist:innen oder Personen, deren verfügbares Einkommen in hohem 
Ausmaß von (teilweise valorisierten) Transferleistungen abhängen. So wuchsen die 
Bruttolöhne und -gehälter je Beschäftigungsverhältnis im Jahr 2022 und 2023 um 
insgesamt 4,4 Prozentpunkte stärker als der Pensionsanpassungsfaktor8. Ab dem 
Jahr 2024 nimmt diese Lücke wieder ab. Grund hierfür sind u. a. unterschiedliche 

7 Alternative Methoden des Nowcastings von Verteilungsänderungen in Kombination mit 
Mikrosimulation werden u. a. in Navicke et al. (2014), Eurostat (2020) und Sologon et al. (2023)
beschrieben.

8 In Österreich werden Renten und Pensionen sowie die leistungsbezogenen festen Beträge in der 
Sozialversicherung jährlich an die Inflationsentwicklung angepasst. Der Anpassungsfaktor basiert 
auf der durchschnittlichen Teuerung von August bis Juli des Jahres, das dem Anpassungsjahr 
vorangeht, kann jedoch durch einfachgesetzliche Eingriffe abweichend gestaltet werden. Die 
Festlegung erfolgt per Verordnung gemäß § 108 Abs. 5 in Verbindung mit § 108f ASVG. Seit 2023 wird 
dieser Mechanismus auch für bestimmte nicht sozialversicherungsrechtliche Leistungen, etwa die 
Familienbeihilfe, angewendet.
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Referenzzeiträume, nach denen Löhne und Pensionen angepasst werden. Lohnver-
handlungen und -abschlüsse finden über das Jahr verteilt statt, wobei die meisten Kol-
lektivvertragsabschlüsse zu Jahresbeginn sowie verstärkt im Frühjahr und Herbst 
erfolgen. Diese orientieren sich u. a. jeweils an der rollierenden Inflation der letz-
ten zwölf Monate, wobei die Verhandlungen der Metallindustrie im Herbst beson-
deren Einfluss nehmen, da ihr Abschluss als Signal für nachfolgende Verhandlun-
gen dient (Bittschi 2023). Im Gegensatz dazu werden Pensionen jährlich zu Beginn 
des Jahres mit dem gesetzlichen Anpassungsfaktor angepasst. Oftmals wurden in 
der Vergangenheit jedoch geringe Pensionen über- und hohe Pensionen unterpro-
portional angehoben. Somit reagieren die Anpassungen mit unterschiedlichem Ver-
zögerungseffekt sowohl auf die Preisentwicklung als auch auf andere wirtschaftli-
che Entwicklungen.

Tabelle 1: Armutsgefährdungsquote, Bruttolohn- und -gehaltswachstum und 
Pensionsanpassungsfaktor

  2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Armutsgefährdungsquote (%) 13,9 14,7 14,8 14,9 15,4 15,4 15,8 15,3

Löhne und Gehälter (Δ%) +2,9 +2,2 +2,7 +4,9 +6,9 +7,8 +3,4 +2,5

Anpassungsfaktor (§ 108f ASVG) 1,020 1,018 1,015 1,018 1,058 1,097 1,046 1,022

Quelle: Eurostat (2024a), WIFO-Prognose Dezember 2024. – Fett gedruckte Werte stellen prognostizierte 
Werte dar. – Δ%: Veränderung gegenüber Vorjahr in %.

Diese unterschiedliche Dynamik der zentralen Einkommensarten könnte zur Ver-
änderung der Armutsgefährdungsquote beigetragen haben. Wenn durch das stär-
kere Wachstum der Löhne und Gehälter jene Personen, deren Einkommen stärker 
von Transferleistungen oder nicht indexierten Einkommenskomponenten abhängt, 
nicht mit dem Lohnwachstum Schritt halten können, kommt es für diese Personen 
zu einer relativen Verschlechterung – was sich unter anderem in einem Anstieg der 
Armutsgefährdungsquote widerspiegeln kann. Grundsätzlich ergibt sich jedoch die 
Veränderung aus dem Zusammenspiel vieler Faktoren. Diese Faktoren sind nicht nur 
auf ökonomische Größen beschränkt. Auch demografische Verschiebungen inner-
halb der Bevölkerung, beispielsweise durch Alterung, verändern die Einkommens-
verteilung und so potenziell die Armutsgefährdungsquote. Langfristige Trends in 
Österreich weisen auf eine steigende Armutsgefährdung in Haushalten jüngerer 
Hauptverdienender mit Kindern hin, während die Armutsgefährdungsquote in äl-
teren Haushalten rückläufig ist (Rocha-Akis et al. 2023).

Die Sensitivität der Armutsgefährdungsquote gegenüber Veränderungen des Er-
werbseinkommens unterscheidet sich jedoch zwischen den Ländern erheblich. Ne-
ben den demografischen Strukturen variieren auch Steuer- und Sozialsysteme in 
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ihrer Fähigkeit, wirtschaftliche Veränderungen abzufedern und die Bevölkerung 
vor negativen Effekten zu schützen. Immervoll et al. (2006) zeigen in einer Simula-
tion für das Jahr 1998, dass ein angenommenes Wachstum der realen Einkünfte aus 
unselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit um 10 % in Österreich cete-
ris paribus zu einem Anstieg der Armutsgefährdungsquote um 0,7 Prozentpunkte 
führt. Die Effekte variieren jedoch stark zwischen den Ländern: Während Luxem-
burg eine nahezu neutrale Wirkung (–0,1 Prozentpunkte) aufweist, steigt die Ar-
mutsgefährdungsquote in Irland um 3,1 Prozentpunkte. Besonders in Ländern mit 
einem hohen Anteil armutsgefährdeter Erwerbstätiger zeigt sich in dieser Simula-
tion, dass die Armutsgefährdungsquote weniger empfindlich auf Veränderungen 
der Armutsgefährdungsschwelle reagiert.

Navicke et al. (2014) zeigen im Rahmen eines Nowcastings der aktuellen Armutsge-
fährdungsquoten in der EU, dass in Ländern mit steigenden medianen verfügbaren 
Äquivalenzeinkommen (z. B. Estland, Lettland) das Armutsrisiko für ältere Men-
schen zunimmt, da Pensionen langsamer wachsen als die allgemeinen Einkommen. 
Dies verdeutlicht, dass nicht nur die Entwicklung der Markteinkommen, sondern 
auch die Indexierung und Anpassung von Sozialleistungen eine wesentliche Rolle 
für die Armutsdynamik spielen.

Rezente Studien zu automatischen Stabilisatoren befassen sich zunehmend mit der 
Fähigkeit von Steuer- und Transfersystemen, Einkommensverluste in Krisenzei-
ten abzufedern und soziale Resilienz zu stärken. Eine Analyse der Systeme in meh-
reren EU-Ländern zeigt, dass Arbeitslosenunterstützung und soziale Transfers er-
heblich zur Einkommenssicherung beitragen und das Armutsrisiko senken können. 
Dabei spielen Leistungshöhe, Anspruchskriterien und Inanspruchnahme eine zen-
trale Rolle (Van Havere et al. 2024).

5. Daten und Methode

Da Löhne und Pensionen nicht parallel, sondern mit Verzögerung und nach unter-
schiedlichen Mechanismen an die Inflation angepasst werden, ergeben sich Phasen 
divergierender Einkommensentwicklungen. Dies kann zu temporären Verschie-
bungen in der Einkommensverteilung und damit auch in der Armutsgefährdungs-
quote führen.

Um die potenziellen Wirkungen dieser Phasen divergierender und konvergieren-
der Einkommenssteigerungen in den beiden quantitativ bedeutendsten Kompo-
nenten des verfügbaren Einkommens – Löhne und Pensionen9 – zu demonstrieren, 

9 Zu den Pensionen zählen in dieser Simulation die Alterspension aufgrund eigener Erwerbstätigkeit, 
die vorzeitige Alterspension wegen langer Versicherungsdauer, der Ruhegenuss von Beamtinnen 
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führen wir mithilfe von EUROMOD kontrafaktische Simulationen durch. Dabei 
modellieren wir hypothetische Einkommenssteigerungen der Löhne und Pensi-
onen und analysieren deren Auswirkungen auf die Armutsgefährdungsquote in 
Österreich. Es handelt sich also nicht um eine Prognose der tatsächlichen Einkom-
mensentwicklung, sondern um eine modellbasierte Untersuchung, die den rei-
nen Effekt solcher Anpassungen auf die Einkommensverteilung und Armutsge-
fährdungsquote aufzeigt.

EUROMOD ist ein Steuer-Transfer-Mikrosimulationsmodell, das für alle 27 EU-
Mitgliedstaaten entwickelt wurde.10 Es ermöglicht die Analyse der Auswirkungen 
von Steuern und Transfers auf Einkommen, Armut und Ungleichheit, indem es 
detaillierte Haushaltsdaten mit länderspezifischen Steuer- und Sozialversiche-
rungssystemen verknüpft (Sutherland/Figari 2013). Das Modell nutzt Informati-
onen über Markteinkommen und die Zusammensetzung der Haushaltsmitglieder, 
um Abgaben und Sozialleistungen und letztlich das verfügbare Haushaltseinkom-
men zu simulieren. Für Österreich basiert EUROMOD auf Daten der EU-SILC und 
bildet das österreichische Steuer- und Sozialtransfersystem detailliert ab (Fuchs 
et al. 2024).

EU-SILC (European Union Statistics on Income and Living Conditions) ist eine eu-
ropaweit harmonisierte Erhebung zu Einkommen und Lebensbedingungen priva-
ter Haushalte. Sie bildet eine zentrale Grundlage der europäischen Sozialstatistik 
und liefert umfassende Informationen zu Themen wie Einkommen, Beschäftigung, 
Wohnsituation sowie subjektive Einschätzungen zur Gesundheit und finanziellen 
Lage. Dabei berücksichtigt die Erhebung auch die Haushaltszusammensetzung, wie 
etwa die Zahl der Haushaltsmitglieder, deren Altersstruktur und die jeweilige Er-
werbssituation (Statistik Austria 2024). Die Datenerhebung erfolgt jährlich durch 
die Statistik Austria und basiert auf einer repräsentativen Stichprobe der in Privat-
haushalten lebenden Bevölkerung. Dabei werden Selbstauskünfte aus Befragungen 
mit Verwaltungsdaten zu zahlreichen Einkommenskomponenten, darunter Einkom-
men aus unselbstständiger Beschäftigung und Pensionen, kombiniert. Einkommens-
bezugsjahr ist in EU-SILC das der Erhebung vorangegangene Jahr.

Wir verwenden die EU-SILC-Welle 2020, also das Einkommensjahr 2019. Zwar wäre 
mit der Welle 2022 (Einkommensjahr 2021) ein rezenteres Jahr der für den EURO-
MOD-Einsatz aufbereiteten Daten verfügbar, die Verwendung eines Nicht-Krisenjahrs 

und Beamten, die Hinterbliebenenleistungen sowie die Ausgleichszulage.
10 Die hier präsentierten Ergebnisse basieren auf EUROMOD Version J0.1+. Ursprünglich wurde 

EUROMOD vom Institute for Social and Economic Research (ISER) entwickelt, gepflegt und ver-
waltet. Seit 2021 wird EUROMOD vom Joint Research Centre (JRC) der Europäischen Kommission in 
Zusammenarbeit mit Eurostat und nationalen Teams der EU-Mitgliedstaaten weiterentwickelt und 
betreut. Unser Dank gilt den zahlreichen Personen, die zur Entwicklung von EUROMOD beigetragen 
haben. Die Verantwortung für die Ergebnisse und deren Interpretation liegt bei den Autor:innen.
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vermeidet aber Verzerrungen durch außergewöhnliche wirtschaftliche Schwan-
kungen, die sich in der Lohnstruktur, Beschäftigungssituation und Einkommens-
verteilung niederschlagen.11

Die verfügbaren Einkommen des Jahres 2019 werden mit EUROMOD unter Anwen-
dung des Steuer- und Transfersystems dieses Jahres12 simuliert. Wir analysieren 
drei kontrafaktische Szenarien: (1) eine Erhöhung aller Bruttolöhne und -gehäl-
ter um 5 %13, (2) eine Erhöhung aller Bruttopensionen um 5 %, und (3) eine gleich-
zeitige Erhöhung beider Einkommensarten um 5 %. Der Effekt der Erhöhung einer 
Einkommenskomponente ergibt sich in der Differenz zum Basisszenario (keine 
Einkommensänderung).14

In der Realität steigen Löhne und Pensionen nicht einheitlich, sondern variieren 
je nach Person und Einkommenssituation. Diese Heterogenität ist besonders rele-
vant für Verteilungs- und Armutsmaße, da eine durchschnittliche Erhöhung um 
5 % je nach Einkommensgruppe zu unterschiedlichen Auswirkungen auf Ungleich-
heit und Armutsgefährdung führen kann.15 Für diese Analyse wird jedoch bewusst 
vereinfacht angenommen, dass alle Löhne und Pensionen im Jahr 2019 gleichmäßig 
um die gleiche Rate steigen.

11 So nahmen beispielsweise zu Beginn des Jahres 2021 mehr als 400.000 Personen Kurzarbeit in 
Anspruch. Im Mai 2021 konnten Gastronomie-, Sport-, Freizeit- und Kulturbetriebe, Hotels sowie 
Bäder unter speziellen Sicherheitsmaßnahmen nach mehr als sechs Monaten Schließung in ganz 
Österreich wieder ihren Betrieb aufnehmen. Damit wurden erstmals seit November 2020 öster-
reichweit die wesentlichen pandemiebedingten Einschränkungen für die Beschäftigung aufgeho-
ben, wodurch die Beschäftigungszahlen erstmals das Vorkrisenniveau übertrafen. Die erweiterte 
Arbeitslosigkeit zu diesem Zeitpunkt übertraf den Wert von Mai 2019 weiterhin deutlich (Bock-
Schappelwein et al. 2021).

12 Leistungen aus der Sozialhilfe werden nicht simuliert, sondern direkt aus den Daten entnommen.
13 Im Zeitraum 2021–2023 sind die Pensionen insgesamt um 9,32 % und die Löhne um 15,17 % gewachsen 

(Tabelle 1). Das kumulierte Wachstumsdifferential betrug in diesem Zeitraum 5,8 Prozentpunkte. 
Für den Zeitraum 2022–2023 ergibt sich ein Wachstumsdifferential von 4,4 Prozentpunkte. Eine 
hypothetische Steigerung der Löhne oder Pensionen um 5 % unter sonst gleichen Bedingungen, 
erzeugt ein Wachstumsdifferential von 5 Prozentpunkten. Das entspricht in etwa dem Durchschnitt 
der beiden Zeiträume und spiegelt in komprimierter und stark vereinfachter Form eine Entwicklung 
wider, wie sie im Umfeld der hohen Inflationsdynamik beobachtbar war.

14 Die so berechneten Effekte sind Erstrundeneffekte („day after effects“), also Effekte, die unmittelbar 
nach z. B. einer Reform oder Maßnahme auftreten. Anpassungsreaktionen von Individuen oder 
Haushalten wie beispielsweise Anpassungen des Arbeitsangebots (Zweitrundeneffekte) bleiben 
unberücksichtigt. Darüber hinaus ist EUROMOD ein partielles Gleichgewichtsmodell, d. h., nur 
direkte Auswirkungen auf die betrachteten Haushalte oder Individuen werden berücksichtigt, ohne 
Rückkopplungseffekte über Märkte oder das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht (Änderungen von 
Löhnen, Preisen oder der Nachfrage nach Arbeit [Drittrundeneffekte]) einzubeziehen.

15 Eine Erhöhung der Pensionen oder Löhne um 5 % wirkt sich vor allem aufgrund der unterschiedli-
chen Belastung durch Sozialversicherungsbeiträge, selbst bei gleicher Höhe des Bruttoeinkommens, 
nicht gleichermaßen auf das Nettoeinkommen aus.



32

Fink/Rocha-Akis (2025): Armutsgefährdung und Einkommenswachstum im Prognosekontext

6. Effekte von Lohn- und Pensionserhöhungen

6.1 Wirkungen auf die verfügbaren Einkommen

Die Simulationen zeigen deutliche Unterschiede in der Wirkung von Einkommens-
steigerungen, je nachdem, ob diese durch höhere Löhne, höhere Pensionen oder ei-
ne gleichzeitige Erhöhung beider Einkommensarten erfolgen.

Tabelle 2: Effekte von Einkommenserhöhungen auf das verfügbare Äqui valenz- 
 einkommen

Szenario

Basis Löhne Pensionen Löhne & Pensionen

in € relativ zu Basisszenario, in %

Gesamt

Arithmetisches Mittel 2.425 +2,4 +0,8 +3,2

Median 2.213 +2,7 +1,1 +3,3

Dezile

1. Dezil 831 +0,8 +1,1 +1,9

2. Dezil 1.382 +1,5 +1,2 +2,7

3. Dezil 1.683 +1,9 +1,1 +3,0

4. Dezil 1.909 +2,2 +0,8 +3,0

5. Dezil 2.117 +2,2 +1,0 +3,2

6. Dezil 2.322 +2,4 +1,0 +3,4

7. Dezil 2.587 +2,5 +0,8 +3,3

8. Dezil 2.905 +2,7 +0,8 +3,5

9. Dezil 3.399 +2,8 +0,7 +3,5

10. Dezil 5.118 +2,8 +0,6 +3,4

Haupteinkommensart

Unselbstständigeneinkommen 2.588 +3,5 +0,1 +3,6

Anderes Markteinkommen 2.764 +0,6 +0,2 +0,8

Öffentliche Pensionen 2.211 +0,2 +3,5 +3,7

Andere Transferleistungen 1.165 +0,0 +0,1 +0,1

Keine 2.267 +1,4 +1,1 +2,5

Quelle: EUROMOD, eigene Berechnungen. – Szenario Löhne: Erhöhung der Bruttolöhne und -gehälter um 
5 %; Szenario Pensionen: Erhöhung der Bruttopensionen um 5 %; Szenario Löhne & Pensionen: Erhöhung 
der Bruttolöhne und -gehälter sowie der Bruttopensionen um 5 %. – Dezile der verfügbaren Äquivalenz-
einkommen im Basisszenario. – Eine Einkommensart (Unselbstständigeneinkommen, andere Marktein-
kommen, öffentliche Pensionen, andere Transferleistungen) gilt als Haupteinkommensart, wenn sie mehr 
als 50 % des gesamten Haushaltseinkommens vor Abgaben ausmacht. Liegt der Anteil aller Einkommens-
arten jeweils unter 50 % des Bruttogesamteinkommens eines Haushalts, wird keine Haupteinkommensart 
definiert.
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Eine Lohnsteigerung um 5 % führt für knapp 76 % der Bevölkerung zu höheren ver-
fügbaren Äquivalenzeinkommen. Es profitieren vor allem Haushalte in den oberen 
drei Dezilen der Einkommensverteilung, wo das verfügbare Haushaltseinkommen 
um 2,7 % bis 2,8 % steigt. In den unteren Dezilen fällt der Effekt hingegen deutlich 
schwächer aus: Im ersten Dezil beträgt der Anstieg 0,8 %, im zweiten Dezil 1,5 %.

Diese Unterschiede lassen sich auf die geringere Arbeitsmarktpartizipation und 
die niedrigere Bedeutung des unselbstständigen Einkommens im Haushaltsein-
kommen in den unteren Dezilen zurückführen. So profitieren im untersten Dezil 
nur etwa die Hälfte der Personen direkt – das heißt durch eine Erhöhung ihres ei-
genen Lohns – und indirekt, etwa durch das gestiegene Einkommen von Partner:in-
nen oder Eltern im gemeinsamen Haushalt. In der oberen Hälfte der Verteilung hin-
gegen profitieren 80 % bis 90 % der Personen entweder direkt oder indirekt von den 
Lohnsteigerungen. Das durchschnittliche Einkommen steigt um 2,4 % und der Me-
dian um 2,7 % (Tabelle 2).

Im Vergleich dazu hat eine Erhöhung der Pensionen um 5 % eine deutlich schwä-
chere Wirkung: Die verfügbaren Einkommen steigen im Durchschnitt nur um 0,8 % 
und im Median um 1,1 %. Dies liegt daran, dass weniger Menschen von Pensions- 
als von Lohnsteigerungen profitieren. Etwa ein Drittel der Bevölkerung erfährt 
durch die Pensionserhöhung eine Veränderung ihres verfügbaren Einkommens. 
In den unteren Einkommensdezilen fällt der Anstieg mit 1,1 % bis 1,2 % überdurch-
schnittlich aus, was die größere Bedeutung von Pensionseinkommen in diesen Ein-
kommensgruppen widerspiegelt. Der Effekt der Pensionserhöhung zeigt sich ins-
gesamt gleichmäßiger verteilt als bei einer Lohnsteigerung. Mit Ausnahme des 
untersten Dezils, in dem rund 12 % der Personen von der Pensionserhöhung pro-
fitieren, liegen die Anteile der Betroffenen in den übrigen Dezilen zwischen 29 % 
und 38 % (Tabelle 2).

Eine gleichzeitige Erhöhung von Löhnen und Pensionen führt zu einer kumula-
tiven Wirkung, bei der sich die jeweiligen Einzeleffekte überlagern. Im Durch-
schnitt steigen die verfügbaren Äquivalenzeinkommen um 3,2 %, wobei 95 % der 
Bevölkerung betroffen sind. Während die oberen Dezile weiterhin überpropor-
tional von der Lohnsteigerung profitieren, wirken sich die Pensionserhöhungen 
vor allem auf die unteren Dezile positiv aus, was den Gesamteffekt auf die Einkom-
mensverteilung etwas ausgewogener gestaltet. Dennoch bleiben deutliche Unter-
schiede bestehen: In den oberen fünf Dezilen erhöhen sich die verfügbaren Äqui-
valenzeinkommen um 3,3 % bis 3,5 %, während im unteren Bereich die Zuwächse 
wesentlich geringer ausfallen – im ersten Dezil liegt der Anstieg beispielsweise 
bei nur 1,9 %. Dieser schwächere Effekt in den unteren Dezilen ist unter anderem 
darauf zurückzuführen, dass der Anteil der Personen, die von den Einkommens-
steigerungen betroffen sind, dort deutlich geringer ausfällt. Während in den obe-
ren sechs Dezilen nahezu alle Haushalte von den Lohn- und Pensionserhöhungen 
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profitieren, liegt der Anteil im untersten Dezil bei lediglich 73 %. Das bedeutet, dass 
rund ein Viertel der Personen keine Einkommensverbesserung erfährt. Im zwei-
ten Dezil beträgt der Anteil der Betroffenen 91 %, sodass rund 10 % der Haushalte 
dort ebenfalls unberührt bleiben.

6.2 Wirkung auf die Armutsgefährdungsquote

Im Jahr 2019 liegt die Armutsgefährdungsschwelle im Basisszenario bei 15.931 Eu-
ro jährlich, wobei 13,4 % der Bevölkerung ein verfügbares Äquivalenzeinkommen 
unterhalb dieser Schwelle haben.16 Eine 5%ige Lohnsteigerung für alle unselbststän-
dig Beschäftigten führt zu einem Anstieg des medianen verfügbaren Äquivalenzein-
kommens und somit zu einer Erhöhung der Armutsgefährdungsschwelle um 2,7 %. 
Dadurch steigt die Armutsgefährdungsquote um 0,5 Prozentpunkte auf 13,9 %, da 
ein größerer Anteil der Bevölkerung die gestiegene Schwelle nicht erreicht. Beson-
ders davon betroffen sind Haushalte, deren Bruttogesamteinkommen mehr als zur 
Hälfte aus Transfers ohne Pensionen besteht, da sich diese in besonderem Ausmaß 
um die Armutsgefährdungsschwelle konzentrieren. Haushalte, die überwiegend 
von Pensionseinkommen leben, rangieren an zweiter Stelle, wenn auch deutlich 
weniger konzentriert (Abbildung 3).17 In den unteren Dezilen ist der Anteil des Er-
werbseinkommens am Gesamteinkommen somit vergleichsweise gering, weshalb 
der Einkommenszuwachs in diesen Gruppen schwächer ausfällt. Mit steigendem 
Einkommen nimmt der Einkommensanstieg jedoch zu. Dies führt dazu, dass der An-
stieg des Medians und damit der Armutsgefährdungsschwelle stärker ausfällt, als es 
die Einkommenszuwächse in den unteren Dezilen kompensieren könnten. Dies ver-
anschaulicht, warum die Armutsgefährdungsquote in diesen Gruppen besonders 
stark ansteigt: Unter Personen, deren Haupteinkommen aus Transfers ohne Pensio-
nen besteht, erhöht sich die Armutsgefährdungsquote von 65,5 % auf 69,6 %. Bei Per-
sonen mit überwiegendem Pensionseinkommen steigt sie von 16,4 % auf 17,4 %. Im 
Gegensatz dazu verzeichnet die Gruppe der Haushalte mit überwiegend unselbst-
ständigem Einkommen einen leichten Rückgang der Armutsgefährdungsquote von 
6,4 % auf 6,3 %. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Einkommenssteigerung in 
den Haushalten im unteren Einkommensbereich in Summe ausreichend hoch ist, 

16 Die berechneten Armutsindikatoren weichen geringfügig von den von der Statistik Austria ver-
öffentlichten Werten ab, wonach die Armutsgefährdungsschwelle im Jahr 2019 bei 15.933 Euro und 
die Armutsgefährdungsquote bei 13,9 % lag. Der Hauptunterschied ergibt sich aus der eingesetzten 
Methode. Während die offizielle Quote auf den selbstberichteten oder administrativen Daten in 
EU-SILC basieren, werden im vorliegenden Beitrag Abgaben und teilweise Transfers mit EUROMOD 
simuliert.

17 Würden die Transfereinkommen ohne Pensionen erhöht, würde die Armutsgefährdungsquote 
deutlicher sinken. Da Haushalte, deren Haupteinkommensart Transferleistungen sind, unterhalb der 
Armutsgefährdungsschwelle konzentriert sind, hätte eine Erhöhung ihrer Einkommen eine gerin-
gere Wirkung auf den Median und somit auf die Verschiebung der Armutsgefährdungsschwelle. 
Es ist also insgesamt eine geringere Steigerung des Einkommens notwendig, um die neue 
Armutsgefährdungsschwelle zu überwinden.
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um den Anstieg der Armutsgefährdungsschwelle zu übertreffen und die Armuts-
gefährdungsquote zu senken.

Tabelle 3: Effekte von Einkommenserhöhungen auf die Armutsgefährdungsquote

  Szenario

Basis Löhne Pensionen Löhne &  
Pensionen

in %

Gesamt        

Quote 13,4 13,9 13,2 13,6

Verankerte Quote 13,4 12,9 13,0 12,6

Haupteinkommensart        

Unselbstständigeneinkommen 6,4 6,3 6,5 6,4

Andere Markteinkommen 21,3 22,1 21,4 22,1

Öffentliche Pensionen 16,4 17,4 15,0 16,0

Andere Transferleistungen 65,5 69,6 67,3 68,3

Keine 11,7 11,7 10,5 11,7

Quelle: EUROMOD, eigene Berechnungen. – Szenario Löhne: Erhöhung der Bruttolöhne und -gehälter 
um 5 %; Szenario Pensionen: Erhöhung der Bruttopensionen um 5 %; Szenario Löhne & Pensionen: Erhö-
hung der Bruttolöhne und -gehälter sowie der Bruttopensionen um 5 %. Eine Einkommensart (Unselbst-
ständigeneinkommen, andere Markteinkommen, öffentliche Pensionen, andere Transferleistungen) 
gilt als Haupteinkommensart, wenn sie mehr als 50 % des gesamten Haushaltseinkommens vor Abgaben 
ausmacht. Liegt der Anteil aller Einkommensarten jeweils unter 50 % des Bruttogesamteinkommens 
eines Haushalts, wird keine Haupteinkommensart definiert.

Im Gegensatz zur Lohnerhöhung um 5 % führt eine Erhöhung der Pensionen um 5 % 
zu einem leichten Rückgang der relativen Armutsgefährdungsquote von 13,4 % auf 
13,2 %. Dieser Effekt zeigt sich besonders in Haushalten, deren Einkommen überwie-
gend aus Pensionen besteht: Hier sinkt die Armutsgefährdungsquote von 16,4 % auf 
15,0 %. Gleichzeitig steigt die Armutsgefährdungsquote jedoch in anderen Haushalts-
typen, insbesondere in jenen, die stark von öffentlichen Transfers (ohne Pensionen) 
abhängig sind – ihre Quote erhöht sich von 65,5 % auf 67,3 %. Der Anstieg des media-
nen verfügbaren Äquivalenzeinkommens und damit der Armutsgefährdungsschwel-
le fällt mit 1,1 % deutlich schwächer aus als bei der 5%igen Lohnerhöhung, da Pensi-
onseinkommen im verfügbaren Äquivalenzeinkommen nur einen vergleichsweise 
geringen Anteil ausmachen. Die Einkommen steigen in den unteren Dezilen aller-
dings stärker als bei der Lohnerhöhung – im ersten und zweiten Dezil im Durch-
schnitt um 1,1 % und 1,2 % bzw. für Haushalte mit überwiegend Pensionseinkommen 
um 4,4 % und 3,7 %. Dadurch gelingt es einer größeren Anzahl von Personen in den 
unteren Dezilen, die Armutsgefährdungsschwelle zu überschreiten, während eine 
geringere Anzahl von Personen unter diese rutscht.
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Werden sowohl Löhne als auch Pensionen um 5 % erhöht, steigt die Armutsgefährdungs-
quote leicht von 13,4 % auf 13,6 %, was einen schwächeren Anstieg darstellt als bei ei-
ner ausschließlichen Lohnerhöhung. Nur jene Haushalte, in denen Pensionen als Ein-
kommensart dominieren, erfahren eine (leicht) rückläufige Armutsgefährdungsquote.

Wird die Armutsgefährdungsschwelle hingegen auf dem Niveau des Basisjahres fi-
xiert, zeigt sich sowohl bei der Lohn- als auch bei der Pensionserhöhung ein Rück-
gang der Armutsgefährdungsquote. Im ersteren Fall sinkt sie um 0,4 Prozentpunk-
te auf 13 % und im letzteren um 0,5 Prozentpunkte auf 12,9 %. Die Verwendung 
einer fixierten bzw. verankerten Armutsgefährdungsschwelle verdeutlicht somit 
den erwarteten negativen Zusammenhang zwischen Einkommenswachstum und 
Armutsgefährdungsquote.

7. Zusammenfassung

Wirtschaftliche Schwankungen wie Rezessionen, Wachstumsphasen oder Inflati-
on können spürbare Auswirkungen auf die Armutsgefährdung und die soziale La-
ge, insbesondere im unteren Einkommensbereich, haben. Die Prognose der Armuts-
gefährdungsquote liefert eine zentrale Kennzahl, um diese Veränderungen messbar 
zu machen und die Entwicklung der Einkommensverteilung zu analysieren. Beson-
ders in Zeiten wirtschaftlicher Unsicherheit oder Umstrukturierungen unterstüt-
zen solche Prognosen dabei, soziale Belastungen frühzeitig zu erkennen und die Be-
troffenheit einzelner Bevölkerungsgruppen zu beurteilen.

Allerdings ist die Interpretation von Veränderungen der Armutsgefährdungsquo-
te in Prognosen komplex, da sie von verschiedenen, miteinander verknüpften Fak-
toren beeinflusst wird. Zum einen setzt sich das verfügbare Einkommen aus unter-
schiedlichen Komponenten wie Erwerbseinkommen, Pensionen, andere öffentliche 
Transferleistungen zusammen, die unterschiedlich stark durch Abgaben belastet 
sind und auf wirtschaftliche und politische Veränderungen verschieden reagieren. 
Die Höhe und Verteilung der verfügbaren Einkommen hängen u. a. von den demo-
grafischen Merkmalen der Haushalte ab. Darüber hinaus spielt die Veränderung 
des nationalen medianen verfügbaren Äquivalenzeinkommens eine entscheiden-
de Rolle, da dieses als Referenz für die Armutsgefährdungsschwelle dient. Ebenso 
beeinflusst die Verteilung des verfügbaren Äquivalenzeinkommens – insbesonde-
re in der Nähe der Schwelle –, welche Haushalte als armutsgefährdet gelten. Diese 
Dynamiken bestimmen, wie sich Anpassungen der Schwelle und Veränderungen 
im eigenen Einkommen auf die Armutsgefährdung einzelner Haushalte auswirken.

Vor dem Hintergrund der dynamischen Inflationsentwicklung seit 2022, die durch 
zeitlich versetzte Anpassungen von Löhnen und Pensionen zu einem ausgepräg-
ten Wachstumsdifferenzial zwischen diesen beiden Einkommensarten geführt hat, 
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analysieren wir die Auswirkungen von Wachstumsunterschieden in den Löhnen 
und Pensionen auf die Armutsgefährdungsquote. Die Simulationen hypothetischer 
Lohn- und Pensionserhöhungen zeigen dabei unterschiedliche Auswirkungen auf 
die Armutsgefährdungsquote und die verfügbaren Äquivalenzeinkommen, je nach-
dem, welche Einkommensart erhöht wird.

Eine Lohnerhöhung um 5 % führt zu einem durchschnittlichen Anstieg des verfüg-
baren Einkommens um 2,4 %, wobei vor allem Haushalte in den oberen Einkommens-
dezilen profitieren. In den unteren Dezilen fällt der Effekt deutlich geringer aus. Ei-
ne Pensionserhöhung um 5 % hingegen steigert das Einkommen im Durchschnitt um 
0,8 %, wobei vor allem Haushalte in den unteren Dezilen profitieren, da Pensionen 
dort eine größere Rolle spielen.

Die Armutsgefährdungsquote der Bevölkerung steigt im Zuge der Lohnerhöhung 
um 0,5 Prozentpunkte auf 13,9 %, betroffen sind insbesondere Haushalte, deren Ein-
kommen hauptsächlich aus öffentlichen Transfers stammt. Im Gegensatz dazu be-
wirkt eine Erhöhung der Pensionen einen moderaten Rückgang der Armutsgefähr-
dungsquote auf 13,2 %. Werden Löhne und Pensionen gleichzeitig angehoben, steigt 
die Armutsgefährdungsquote geringfügig auf 13,6 %. Bleibt die Armutsgefährdungs-
schwelle im Basisszenario fixiert (verankert), führt dies erwartungsgemäß in bei-
den Szenarien zu einem Rückgang der Armutsgefährdungsquote.

Der stärkere Anstieg der Löhne im Vergleich zu den Pensionen in den Jahren 2022 
und 2023 könnte demnach eine Erklärung für den prognostizierten Anstieg der Ar-
mutsgefährdungsquote sein. Es zeigt sich jedoch auch, dass eine Verringerung die-
ses Wachstumsdifferenzials – etwa durch ein stärkeres Aufholen der Pensionen – 
die Armutsgefährdungsquote wieder senken könnte.

Zur Armutsgefährdungsquote, die insbesondere den unteren Einkommensbereich 
erfasst, stellt das Einkommensquintilverhältnis S80/S20, das ebenfalls im Rahmen 
der Konjunkturprognose prognostiziert wird, eine wertvolle Ergänzung dar. Die bei-
den Indikatoren, die die unteren Einkommensbereiche in Relation zur Mitte bzw. in 
Relation zum oberen Einkommensbereich setzen, ermöglichen die Darstellung der 
Einkommensentwicklung und die Auswirkungen von Maßnahmen, die unterschied-
liche Bevölkerungsgruppen mit variierenden sozioökonomischen Merkmalen be-
treffen. Dazu gehören beispielsweise die Änderungen im Steuer- und Transfersys-
tem, die Abgeltung der kalten Progression oder die Indexierung von Sozialleistungen 
und Familienleistungen.

Besonders in Phasen der fiskalischen Konsolidierung kommt der Frage nach der so-
zialen Verträglichkeit von wirtschaftlichen Anpassungen eine zentrale Rolle zu. Ei-
ne Prognose der Armutsgefährdungsquote liefert Hinweise darauf, wie politische 
und wirtschaftliche Veränderungen die soziale Lage der Haushalte beeinflussen 
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könnten. Ein Anstieg der Armutsgefährdungsquote kann etwa auf wachsende Un-
gleichheit und ein erhöhtes Risiko sozialer Ausgrenzung hindeuten. Letztere kann 
wiederum durch schlechteren Zugang zu Bildung, Beschäftigung und Gesundheits-
versorgung langfristig die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit schwächen.
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